
 

 

 
DEPARTEMENT 
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22. Juni 2026 

ABSCHLIESSENDER VORPRÜFUNGSBERICHT 

Geschäfts-Nr.: BVUARE.15.126 (bitte in allen Korrespondenzen angeben) 
Gemeinde: Brittnau 
Bezeichnung: Allgemeine Nutzungsplanung Gesamtrevision 
 

1. Ausgangslage 

Die Abteilung Raumentwicklung hat die Eingabe der Gemeinde unter Einbezug der betroffenen 
Fachstellen vorgeprüft. Der abschliessende Vorprüfungsbericht umfasst eine koordinierte Beurteilung 
der Vorlage auf Vereinbarkeit mit den gesetzlichen Genehmigungsanforderungen. Er ist Bestandteil 
der öffentlichen Auflage. 

1.1 Eingereichte Planungsunterlagen 

1.1.1 Zu genehmigende Vorlage 

• Bau- und Nutzungsordnung (BNO) vom 26. März 2026  
• Bauzonenplan, 1:2'500 vom 31. März 2026 
• Kulturlandplan, 1:5'000 vom 2. April 2026 und Ergänzungen vom 13. Mai 2026 

1.1.2 Weitere Grundlagen 

• Planungsbericht nach Art. 47 Raumplanungsverordnung (RPV) vom 4. August 2025 
• Bericht "Lärmbeurteilung, Schaffung neuer Wohnraum durch Umzonungen" vom 27. März 2026 
• Bericht "Bebauungsstudie und Lärmbeurteilung Gestaltungsplangebiet Strengelbacherstrasse" 

vom 25. März 2026 
• Änderungsplan Bauzonenplan 1:2'500 vom 31. März 2026 
• Änderungsplan Kulturlandplan 1:5'000 vom 31. März 2026 und Ergänzungen vom 13. Mai 2026 
• Räumliches Entwicklungsleitbild (REL) vom April 2024 
• Mitwirkungsbericht vom 18. März 2024 
• Bau- und Nutzungsordnung (BNO), synoptische Gegenüberstellung der Änderungen vom 

26. März 2026 und Ergänzungen vom 13. Mai 2026 
• Liste "Mehrwertabgabe und Baupflicht" vom 6. August 2025 

1.2 Planungsgegenstand und Zielsetzungen 

Die Nutzungsplanung der Gemeinde Brittnau stammt in den Grundzügen aus den 1990er-Jahren. 
Der Bauzonenplan sowie die BNO wurden am 15. Juni 1999 durch den Grossen Rat genehmigt. 



 

2 von 13  

Seither wurden mehrere Teilrevisionen durchgeführt, bei denen die Bestimmungen an neue Heraus-
forderungen angepasst wurden. Der Kulturlandplan wurde als einziger Planungsbestandteil im Jahr 
2007 vollständig revidiert. 

Der durch das Bundesgesetz über die Raumplanung (RPG) vorgesehene Planungshorizont von 
15 Jahren (Art. 15 RPG) ist überschritten. Zudem haben sich aufgrund der übergeordneten Gesetz-
gebung und dem aktuellen Planungsverständnis die Verhältnisse erheblich geändert. 

2. Gesamtbeurteilung 

Besonders zu würdigen ist, dass sich die Gemeinde vor der Gesamtrevision der Nutzungsplanung 
intensiv mit der Entwicklung der Gemeinde auseinandergesetzt und Zielbilder in ihrem REL vom April 
2024 festgehalten hat. Die planerisch zentralen Orte werden im "Innenentwicklungspfad" weiter ver-
tieft. Es wird begrüsst, dass Flächen aus Bauzonen an peripheren Lagen an einen zentraleren und 
besser erschlossenen Standort umgelagert werden sollen. Zudem werden konkrete Bestimmungen 
zur Förderung der Siedlungsdurchgrünung und naturnahen Gestaltung innerhalb der Bauzone defi-
niert. Im Rahmen der rechtlichen Vorgaben und den kommunalen Entwicklungsmöglichkeiten soll auf 
diesem Weg die Basis für eine ausgewogene, zukunftsfähige und sachgerechte Planung erreicht 
werden.  

2.1 Vollständigkeit 

Die Grundlagen sind vollständig. Sie ermöglichen eine umfassende Beurteilung der Ausgangslage 
und der vorgesehenen Planungsmassnahmen.  

2.2 Berücksichtigung kantonaler Grundlagen 

Die kantonalen Grundlagen wurden per 16. Oktober 2015 eröffnet. Sie wurden sowohl bei der Erar-
beitung des REL als auch bei der Gesamtrevision adäquat berücksichtigt. 

2.3 Planungsrechtliches Verfahren 

Die Gemeinde hat ein Mitwirkungsverfahren durchgeführt. Der Mitwirkungsbericht ist öffentlich.  

3. Vorprüfungsergebnis 

3.1 Kantonaler Richtplan 

Urbane Entwicklungsräume werden als Teil der Agglomerationen an Bedeutung gewinnen. Zusam-
men mit den Kernstädten stellen sie für den umliegenden ländlichen Raum Arbeitsplätze, Absatz-
märkte, Dienstleistungen und Infrastruktur zur Verfügung. Diese bereits gut erschlossenen Räume 
sollen zwei Fünftel und damit insgesamt den grössten Teil des prognostizierten Bevölkerungszu-
wachses bis 2040 aufnehmen. Zudem entfällt rund ein Drittel der angestrebten Beschäftigtenentwick-
lung auf die Urbanen Entwicklungsräume. Der zusätzliche Raumbedarf ist zu über 40 % durch hoch-
wertige Innenentwicklung zu decken. Die Wohnformen und -flächen sind städtisch und vielseitig zu 
gestalten, die Lebensqualität und Standortattraktivität sind zu verbessern. 

3.2 Regionale Abstimmung 

In der regionalen Stellungnahme von Zofingen Regio vom 5. November 2021 wird auf die aus regio-
naler Sicht hinsichtlich Raumkonzept differenzierte Entwicklungsperspektive für die Gemeinde hinge-
wiesen. Diese fokussiert besonders auf eine Entwicklungsachse innerhalb der Gemeinde. Dies wird 
als zielführender beurteilt als die Zuweisung zum Raumtyp Urbaner Entwicklungsraum analog den 
stark agglomerierten Gemeinden Rothrist oder Oftringen (siehe auch Ziffer 3.3.2). Entsprechend ist 
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es aus regionaler Sicht vorliegend auch gerechtfertigt, dass die Wachstumsprognose nicht konse-
quent auf Urbane Entwicklungsräume ausgerichtet wird.  

In der Stellungnahme wird der Gemeinde eine gelungene Umsetzung des REL in die allgemeine Nut-
zungsplanung attestiert. Die regionalen Vorbehalte im Zusammenhang mit Logistiknutzungen konn-
ten ausgeräumt werden. 

Die Vorlage gilt als regional abgestimmt.  

3.3 Nutzungsplanung Siedlung 

Seit 2016 ist die Bevölkerungszahl der Gemeinde Brittnau angewachsen. Insgesamt ist die Bevölke-
rungszahl von 2016 bis 2023 im Durchschnitt um +1,26 % pro Jahr (total +9,2 %) angestiegen, was 
im Bereich des Planwachstums gemäss Richtplan liegt (+1,31 % pro Jahr). 

Die kantonale Planungsannahme für eine Gemeinde im Urbanen Entwicklungsraum geht gemäss 
Richtplan (Raumkonzept Aargau) von einer Bevölkerung von ca. 5’460 Personen im Jahr 2040 aus. 

Dies entspricht einem Wachstum von 44 % ab 2012 bis 2040 (ca. +1,31 % pro Jahr). Die Mindest-
dichte im Bestand für eine urbane Gemeinde gemäss Richtplan wird für Brittnau bis 2040 noch nicht 
erreichbar sein. Die vorhandene Einwohnerdichte von 39,7 Einwohnerinnen und Einwohner pro Hek-
tare (E/ha; Stand 2018 gemäss Tabelle A im Anhang des Planungsberichts) liegt deutlich unter jener 
für Gemeinden im Urbanen Entwicklungsraum (70 E/ha). Sie entspricht eher einer solchen von Länd-
lichen Entwicklungsachsen oder Ländlichen Entwicklungsräumen (50 E/ha beziehungsweise 
40 E/ha).  

Im Planungsbericht wird in einer differenzierten Betrachtung nachvollziehbar dargelegt, dass für Britt-
nau für verschiedene Gebiete unterschiedliche Zielsetzungen anstrebt werden sollen. Dieses Vorge-
hen ist zweckmässig. 

3.3.1 Bauzonengrösse und Überbauungsstand 

Die Bauzonen weisen in der durch das Planungsbüro digital aufgearbeiteten Fassung eine Fläche 
von total 112,2 ha inklusive Strassen und 100,7 ha exklusive Strassen auf. Davon sind ca. 90 ha 
überbaut und ca. 11 ha unüberbaut. Die unüberbauten Flächen umfassen rund 8 ha Wohn- und 
Mischzonen und ca. 3 ha Arbeitsplatzzonen (Angaben gemäss Tabelle C2 im Anhang des Planungs-
berichts). 

3.3.2 Fassungsvermögen der Wohn- und Mischzonen (Innenentwicklungspfad) 

Gemäss Art. 15 Abs. 1 RPG sind die Gemeinden verpflichtet, das Fassungsvermögen der Wohn- 
und Mischzonen so auszugestalten, dass damit der voraussichtliche Bedarf der nächsten 15 Jahre 
abgedeckt wird. Gestützt auf Art. 15 Abs. 4 RPG umfasst dies auch die konsequent zu mobilisieren-
den Nutzungsreserven sowohl in den unüberbauten als auch in den überbauten Bauzonen. Massge-
bend für den voraussichtlichen Bedarf ist die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung gemäss 
Raumkonzept.  

Die Gemeinde plant verschiedene Massnahmen, um die Mindestdichten gemäss Richtplankapitel 
S 1.2, Planungsanweisungen 2.1/2.2, und ein hinreichendes Fassungsvermögen sicherzustellen, na-
mentlich:  

• Ausscheidung von Gebieten für Verdichtung und Siedlungserneuerung "Zofingerstrasse Süd" und 
"Brühel", in denen Konzepte zur Verdichtung und zur Erneuerung unternutzter Gebiete erstellt 
werden sollen 

• Verlagerung von bislang unbebauten Bauzonen an zentralere und verkehrsgünstigere Lagen 

• Aktivierung von Baulandreserven im Gebiet "Hausmatte"  

• Aufzonungen von der Wohnzone 2 in die Wohnzone 3  
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• Umzonungen von Gewerbezonen in Wohn- und Arbeitszonen  

Unüberbaute Wohn- und Mischzonen 

Der anzustrebende Wert gemäss Richtplan beträgt 90 E/ha. Entsprechend den Darlegungen der Ge-
meinde wird die Nutzung der Reserven mit durchschnittlich 70 E/ha zu 438 zusätzlichen Personen 
führen (Angaben gemäss Tabelle D2 im Anhang des Planungsberichts). Die Dichteangaben sind 
weitgehend nachvollziehbar.  

Insgesamt resultiert ein abschätzbares Fassungsvermögen in den unüberbauten Wohn- und Misch-
zonen von rund 650 Personen (gemäss Tabelle F).  

Entsprechend den Berechnungen der Gemeinde wird die Nutzung der Reserven mit durchschnittlich 
100 E/ha zu 210 zusätzlichen Personen in den Schlüsselgebieten, sowie mit durchschnittlich 85 E/ha 
zu 438 zusätzlichen Personen in den unbebauten Wohn- und Mischzonen führen. Dieses entspricht 
insgesamt 648 zusätzlichen Personen.  

Überbaute Wohn- und Mischzonen 

In den überbauten Wohn- und Mischzonen beträgt die Einwohnerdichte aktuell 40 E/ha. Der gemäss 
Richtplan anzustrebende Wert für 2040 beträgt 70 E/ha. Das zu aktivierende Innenentwicklungspo-
tenzial in den überbauten Wohn- und Mischzonen wird auf knapp 622 Personen geschätzt. Dies ge-
währleistet die Gemeinde beispielsweise durch die Festlegung spezifischer Gebiete zur Siedlungser-
neuerung.  

Fassungsvermögen für den Planungshorizont 2033 

Das Fassungsvermögen der Gemeinde Brittnau beträgt gestützt auf die Darlegungen der Gemeinde 
rund 5'230 Personen; davon rund 620 Personen ausserhalb der Wohn- und Mischzonen (Angaben 
gemäss Tabelle G im Anhang des Planungsberichts).  

Das Fassungsvermögen liegt 80 Personen über dem Planwert gemäss kantonaler Prognose. Bis 
2033 gewährleistet die Gemeinde eine Steigerung der Einwohnerdichte in den Wohn- und Mischzo-
nen von 40 auf rund 50 E/ha.  

3.3.3 Arbeitsplatzzonen und Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen  

Es bestehen noch 3,4 ha unüberbaute Reserven in reinen Arbeitsplatzzonen (Angaben gemäss Ta-
belle C2 im Anhang des Planungsberichts). Diese Reserven werden durch verschiedene Umzonun-
gen in Wohn- und Arbeitszonen auf 1,2 ha reduziert. Die vorhandenen Reserven sind in Kapitel 3.3.3 
des Planungsberichts verständlich dargelegt (vgl. auch die Darlegungen zur Gesamtkapazität unter 
Ziffer 3.3.2). 

In den Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen (OeBA) bestehen keine Reserven mehr. Mit der 
Umzonung "Reformierte Kirche" werden die OeBA-Zonen um weitere 0,3 ha reduziert (Datenquelle 
Liste Mehrwertabgabe und Baupflicht). Es wird diesbezüglich darauf hingewiesen, dass im Rahmen 
der laufenden Gesamtrevision sowie allfälligen nachfolgenden Planungsgeschäften, die innerhalb 
des Planungshorizonts für Bauzonen von 15 Jahren gemäss Art. 15 Abs. 1 RPG liegen, seitens Ge-
meinde zukünftig kein Bedarf an zusätzlichen OeBA-Flächen aus den kantonalen Siedlungsgebiets-
reserven (sogenannte "Kantonale Töpfe") mehr geltend gemacht werden kann. (Wichtiger Hinweis) 

3.3.4 Bauzonenabgrenzung im Einzelnen 

Umlagerungen von Bauzonen 

Die Gemeinde sieht insgesamt 0,5 ha zur Einzonung in die Wohn- und Arbeitszone 3A vor. Das Ge-
biet liegt nicht innerhalb des im Richtplan festgesetzten Siedlungsgebiets. Gemäss den Kriterien in 
Richtplankapitel S 1.2, Planungsanweisung 1.2, soll das räumlich festgesetzte Siedlungsgebiet neu 
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angeordnet werden. Dabei soll eine gleichwertige (flächen- und wesensgleiche) Umlagerung im Aus-
mass von 0,5 ha erfolgen. 

Die Gemeinde zeigt im Planungsbericht auf, dass die massgeblichen Anforderungen erfüllt werden. 
Es wird ein raumplanerisch besseres Ergebnis ermöglicht. Die Festsetzung des Siedlungsgebiets er-
folgt als Fortschreibung.  

Einzonung Parzelle 1773 (Gestaltungsplan-Pflichtgebiet Strengelbacherstrasse) 

Am 1. April 2026 wurde das revidierte Umweltschutzgesetz (rev. USG) und die angepasste Lärm-
schutz-Verordnung (rev. LSV) in Kraft gesetzt. Art. 24 Abs. 1 rev. USG sieht weiterhin vor, dass 
Bauzonen für Wohngebäude oder andere Gebäude, die dem längeren Aufenthalt von Personen die-
nen, nur ausgeschieden werden dürfen, wenn die Planungswerte eingehalten werden können. Neu 
ermöglicht Art. 24 Abs. 3 rev. USG jedoch, dass in Abweichung davon Bauzonen ausgeschieden 
werden können, wenn:  

• daran ein überwiegendes Interesse zur Siedlungsentwicklung nach innen besteht und 

• innerhalb der Bauzone oder in deren Nähe ein der Dichte und Nutzungsart der Zone entsprechen-
der und für die betroffene Bevölkerung zugänglicher Freiraum vorhanden ist, welcher der Erho-
lung dient und  

• Massnahmen, insbesondere bei Strassenverkehrsanlagen sowie bei Gebäuden und deren Um-
feld, festgelegt werden, die in akustischer Hinsicht zu einer angemessenen Wohnqualität beitra-
gen.  

Somit muss entweder der Nachweis erbracht werden, dass die massgebenden Planungswerte bei 
sämtlichen Fenstern von lärmempfindlichen Räumen eingehalten werden können. Die erforderlichen 
Massnahmen sind grundeigentümerverbindlich zu sichern, die weiteren Nachweise sind im Pla-
nungsbericht aufzuzeigen.  

Der Bericht "Bebauungsstudie und Lärmbeurteilung; Gestaltungsplangebiet Strengelbacherstrasse" 
der Flury Planer + Ingenieure AG vom März 2026 zeigt auf, dass Fenster von lärmempfindlichen 
Wohnräumen einen Mindestabstand von 22 Metern zur Kantonsstrasse K306 (Strengelbacher-
strasse) aufweisen müssen, damit die massgebenden Planungswerte, die nach Anhang 3 LSV für 
die ES III 60 dB(A) am Tag und 50 dB(A) in der Nacht, eingehalten werden. Damit die Einhaltung der 
Planungswerte sichergestellt ist, werden in § 5 Abs. 7 lit. j f. BNO entsprechende Regelungen getrof-
fen, sodass die Summe aller Dämpfungen bezogen auf den Quellenwert (Lr,e) der Kantonsstrasse 
K306 mindestens 13,7 dB(A) beträgt.  

Die Formulierungen der BNO im Stand der Ergänzungen vom 13. Mai 2026 erfüllen die Anforderun-
gen.  

Nach Art. 24 Abs. 3 USG sind Ausnahmen von der Einhaltung der Planungswerte möglich, wenn da-
ran ein überwiegendes Interesse zur Siedlungsentwicklung nach innen besteht; innerhalb der 
Bauzone oder in deren Nähe ein der Dichte und Nutzungsart der Zone entsprechender und für die 
betroffene Bevölkerung zugänglicher Freiraum vorhanden ist, welcher der Erholung dient; und Mass-
nahmen, insbesondere bei Strassenverkehrsanlagen sowie bei Gebäuden und deren Umfeld, festge-
legt werden, die in akustischer Hinsicht zu einer angemessenen Wohnqualität beitragen. In § 5 
Abs. 7 lit. l ff. wird deshalb festgelegt, dass bei lärmgerechter Grundrissgestaltung und Erfüllung der 
Anforderungen nach Art. 24 Abs. 3 USG für einzelne Räume Ausnahmen von der geforderten Dämp-
fung gewährt werden können; Damit Ausnahmen nach Art. 24 Abs. 3 USG gewährt werden können, 
ist ein lärmabgewandter Freiraum in der Grösse von 8 m2 pro Bewohner und 5m2 pro Beschäftigten 
zu erstellen; Es sind lärmmindernde Massnahmen an der Gebäudehülle zu prüfen.  

Mit diesen Vorgaben ist die Einhaltung der Anforderungen von Art. 24 USG gesichert. Im Bericht der 
Flury Planer + Ingenieure AG werden mehrere Möglichkeiten aufgezeigt, wie unter Einhaltung der 
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Anforderungen von § 5 Abs. 7 BNO das neu eingezonte Gebiet überbaut werden kann. Je nach Be-
bauungsvariante und Nutzungsanordnung sind Ausnahmen nach Art. 24 Abs. 3 USG nötig oder auch 
nicht.   

In Kapitel 4.2.4.7 des Planungsberichts wird das Thema ISOS1 im Zusammenhang mit diesem Ge-
biet vertieft thematisiert. Im Süden der Parzelle 1773 wird im Bauzonenplan im Übergang zum histo-
rischen Dorfkern ein grösserer Bereich als Landwirtschaftsfläche freigehalten. Dadurch bleibt der alte 
Siedlungsrand ablesbar. Dem ISOS-Ziel wird damit vertretbar Rechnung getragen. Für den neu ein-
gezonten Bereich ist eine Gestaltungsplanpflicht vorgesehen. Im Rahmen des Gestaltungsplans soll, 
bei guter Einpassung ins Ortsbild, zu den drei Vollgeschossen bei Regelbauweise ein zusätzliches 
Geschoss möglich sein. Dieses erfordert jedoch ein Varianzverfahren. Innerhalb eines 15 m breiten 
Streifens gegenüber der bestehenden benachbarten Wohn- und Arbeitszone darf die maximale Ge-
samthöhe nicht erhöht werden und liegt bei 13 m.  

Die Einzonung Strengelbacherstrasse ist genehmigungsfähig.  

Wichtigste Umzonungen 

Im Planungsbericht (2. Kapitel 4.2.1) sind zu verschiedenen Gebieten die geplanten Zonenzuordnun-
gen und Abgrenzungen umschrieben. Dies ist sachgerecht. Zu den einzelnen Gebieten ergeben sich 
folgende Bemerkungen: 

Schaffung von zusätzlichem Wohnraum durch Umzonungen 

Es sind mehrere Umzonungen von der Gewerbezone in die Wohn- und Arbeitszone 3 vorgesehen, 
aber auch mehrere weitere Umzonungen, mit denen zusätzlicher Wohnraum geschaffen wird. Wie 
bereits für die Umlagerung Strengelbacherstrasse beschrieben, wurde das USG revidiert. Mit der Re-
vision wurde mit Art. 24 Abs. 2 USG neu auch eingeführt, dass zusätzlicher Wohnraum im Rahmen 
von Umzonungen nur beschlossen werden darf, wenn die Immissionsgrenzwerte (IGW) eingehalten 
werden können.  

Umzonungen Steinrain/Hard, Hausmatte/Brüel, Gebiet Brüel und Gebiet Mühle 

Da sich die Gebiete in unmittelbarer Nähe zur Autobahn befinden, sind die massgebenden IGW der 
ES III nicht ohne zusätzliche Lärmschutzmassnahmen eingehalten.  

Im Bericht "Lärmbeurteilung; Schaffung neuer Wohnraum durch Umzonungen" der Flury Planer + In-
genieure AG vom März 2026, wird für jedes dieser Gebiete aufgezeigt, wie hoch die Lärmbelastun-
gen bei den einzelnen fiktiven Gebäuden sein könnten. Die durchgeführten Berechnungen zeigen, 
dass es in der ersten Bautiefe entlang der Autobahn sogar zu Alarmwertüberschreitungen (70dB(A) 
am Tag und 60dB(A) in der Nacht) kommt. Im Bericht kommt man zum Schluss, dass aufgrund der 
hohen Lärmbelastung keine Fenster von lärmempfindlichen Räumen an der zur Autobahn hin ausge-
richteten Fassade angeordnet werden können. Somit sei in der ersten Bautiefe zur Autobahn auf 
Wohnnutzung zu verzichten, ausser es könne der Nachweis erbracht werden, dass die IGW 
(65dB(A) am Tag und 55dB(A) in der Nacht) an sämtlichen Fenstern lärmempfindlicher Räume ein-
gehalten werden könne.  

In § 10 Abs. 4 BNO ist festgelegt, dass in der Wohn- und Arbeitszone WA3 entlang der Autobahn A2 
in den Gebieten Steinrain, Hausmatte, Brüel und Mühle in der Regel in der ersten Bautiefe zur Auto-
bahn nur Gewerbenutzung angeordnet werden dürfen. Alternativ muss der Nachweis erbracht wer-
den, dass sämtliche lärmempfindlichen Wohnräume so angeordnet werden, dass die Summe aller 
Dämpfungen bezogen auf den Quellenwert (Lr,e) der Autobahn A2 mindestens 27,3 dB beträgt.  

Die Formulierungen der BNO, im Stand der Ergänzungen vom 13. Mai 2026, erfüllen die Anforderun-
gen.  

 
1 Inventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz 
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Unter welchen Voraussetzungen die IGW eingehalten werden können, konnte mit dem Dossier auf-
gezeigt werden. Die erforderlichen Massnahmen wurden in der BNO grundeigentümerverbindlich ge-
sichert. 

Hausmatte / Brüel  

Das Gebiet liegt gemäss ISOS in der Umgebungsrichtung I "Ebene" mit höchstem Erhaltungsziel "a" 
(Erhaltung der Beschaffenheit als Freifläche). Die Ergänzung um die Gestaltungsplanpflicht ist 
zweckmässig, die Zielsetzungen sind nachvollziehbar.  

Feinabgrenzung Baugebiet 

Mit der allgemeinen Nutzungsplanung sind eindeutige zonenplanerische Verhältnisse zu schaffen. 
Bei zahlreichen Liegenschaften am Bauzonenrand, insbesondere im westlich der Autobahn gelege-
nen Siedlungsgebietsteil, wie beispielsweise bei den Parzellen 876, 877, 2882 und 2768 sowie wei-
tere, entspricht die Nutzung der angrenzenden Flächen nicht den geltenden Bestimmungen der 
Landwirtschaftszone. Die Nutzung dieser Flächen ist gemäss den Erwägungen zu überprüfen und 
allenfalls anzupassen. Diese zonenwidrigen Verhältnisse sind entweder durch Umlagerung zu heilen 
oder vollzugsrechtlich zu beseitigen. Der Planungsbericht hat nachvollziehbar Auskunft über das an-
gestrebte Vorgehen zu geben. (Wichtiger Hinweis) 

Bauzonenbilanz 

Die nutzungsplanerischen Interventionen führen zu nachfolgender Bilanz: 

Gebiet/Bezeichnung Bauzonen werden ein-
/ausgezont gemäss der 
Planungsanweisung 1.2 

Flächenbilanz räumlich 
angeordnetes Sied-
lungsgebiet 

FFF2-Bilanz (netto) 
effektive Bodenfläche  

Planungsanweisung 1.2 

Total/Saldo 
Kleinfeldweg, Geltendeckel, Mühl-

ackerweg, Schürberg, Vorstadtweg  

→ Strengelbacherstrasse 

-0,01 ha -0,01 ha -0,52 ha FFF 

Gesamt-Total/Saldo -0,01 ha -0,01 ha -0,52 ha FFF 

Die räumlichen Veränderungen des Siedlungsgebiets gelten damit im Sinne des Richtplans als fort-
geschrieben.  

Mehrwertabgabe und Baupflicht 

Bei Einzonungen ist eine Mehrwertabgabe zu leisten. Der Einzonung gleichgestellt sind Umzonun-
gen innerhalb Bauzonen, wenn das Grundstück vorher in einer Zone gelegen ist, in der das Bauen 
verboten oder nur für öffentliche Zwecke zugelassen war. Für die Vorprüfung müssen alle mehr-
wertabgaberelevanten Grundstücke in die Liste "Mehrwertabgabe und Baupflicht" aufgenommen und 
bekannt gegeben werden. Mit dieser Liste beantragt die Gemeinde die Schätzungen beim Steuer-
amt.  

Das weitere Vorgehen und die Erhebung im Bereich der Mehrwertabgabe sind im Werkzeugkas-
tens 6 (www.ag.ch/innenentwicklung) beschrieben. 

Vorliegende Nutzungsplanungsrevision führt bei einzelnen Grundstücken zu einer Mehrwertabgabe-
relevanz. Die betroffenen Grundstücke sind in der Liste "Mehrwertabgabe und Baupflicht" erfasst.  

Der Schätzungsantrag beim Steueramt kann erfolgen. 

 
2 Fruchtfolgeflächen 

http://www.ag.ch/innenentwicklung
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Andere Planungsvorteile, die durch Um-/Aufzonungen oder aufgrund anderer Planungsmassnahmen 
resultieren, können seitens Gemeinde mittels verwaltungsrechtlichen Vertrags ausgeglichen werden. 

Bei Einzonungen – soweit diese nicht bedingt erfolgen – und bei Umzonungen, die der Einzonung 
gleichgestellt sind, legt der Gemeinderat eine Frist für die Überbauung des Grundstücks fest, die mit 
dem Erschliessungsprogramm abgestimmt ist (in der Regel zwischen 5 und 10 Jahre). In bestimmten 
Fällen ist dies auch für bereits eingezonte Grundstücke möglich. Die Vorkehren zur Baupflicht sind 
im Planungsbericht im Kapitel 4.10 und in der Tabelle des Kapitels 9.4 des Planungsberichts darge-
legt. 

3.3.5 Siedlungsqualität 

Eine wesentliche Aufgabe der Nutzungsplanung ist es, die Siedlungsqualität zu fördern.  

Gebiete mit Gestaltungsplanpflicht 

Zur Förderung hochwertiger Siedlungserneuerungen oder Umstrukturierung kann die Gemeinde bei 
Bedarf und bei ausgewiesenem öffentlichem Interesse einen Gestaltungsplan erlassen oder eine Ge-
staltungsplanpflicht mit Zielsetzungen statuieren (§ 21 Gesetz über Raumentwicklung und Bauwesen 
[Baugesetz, BauG]).  

Es werden verschiedene Gebiete mit Gestaltungsplanpflicht in ihren Zielsetzungen aktualisiert oder 
neu erlassen. Es werden in der BNO sowohl Zielsetzungen definiert, die für alle Gestaltungsplan-
pflichtgebiete gelten als auch spezifische Zielsetzungen für die einzelnen Gebiete. Diese differen-
zierte Auseinandersetzung mit den einzelnen Gebieten wird begrüsst. 

Gebiete mit Überlagerung "Siedlungserneuerung"  

Die neu eingeführte Überlagerung mit der Zone "Siedlungserneuerung" in den Gebieten "Zofin-
gerstrasse Süd" und "Brühel" ist eine aus raumplanerischer Sicht zweckmässige und wichtige Festle-
gung. Damit wird die Möglichkeit geschaffen, qualitätssichernde Vorgaben für unternutzte Gebiete zu 
treffen.  

Ortsbildentwicklung 

Im ISOS ist Brittnau als Dorf regional bedeutend eingestuft. Der Weiler Mättenwil ist als lokal bedeu-
tend eingestuft.  

Die angemessene Umsetzung der ISOS-Ziele ist im Bereich von national und regional bedeutenden 
Ortsbildern erforderlich (Richtplan).  

Als Grundlage für alle Planungsebenen zeigt das ISOS nach schweizweit einheitlichen Kriterien die 
Interessen und Ziele des Ortsbildschutzes auf (Interessenermittlung).  

Im Bereich von national oder regional bedeutsamen Ortsbildern ist gebietsweise eine umfassende 
Interessenabwägung unter Einbezug des ISOS notwendig. Dabei ist aufzuzeigen, wo Differenzen 
zwischen den Schutzzielen des ISOS (insbesondere Gebiete mit den Erhaltungszielen A, B und a) 
und der vorliegenden Planung bestehen. Für jedes Gebiet mit Differenzen ist die vorgenommene In-
teressenabwägung im Planungsbericht transparent darzulegen.  

Zu den Entwicklungen seit der ISOS-Erfassung (1980) wird im Planungsbericht festgehalten, dass 
viele der damals freien Flächen inzwischen überbaut wurden.  

Das ISOS-Gebiet 1 "Dorf" (Erhaltungsziel B) liegt grösstenteils in der Dorfkernzone. Die ISOS-Erhal-
tungsziele werden mit den Dorfkernzonenbestimmungen angemessen umgesetzt. 

Klimaanpassung im Siedlungsgebiet 

Der Klimawandel bringt neue Herausforderungen wie zunehmende Sommerhitze, längere Trocken-
perioden sowie häufigere und intensivere Starkniederschläge.  
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Gemäss Richtplankapitel H 7 und § 4 Abs. 1 Bauverordnung (BauV) zeigt die Gemeinde, wie die 
Wohnqualität und die Qualität der Aussen- und Naherholungsräume durch Massnahmen zur Hit-
zeminderung verbessert werden. Dies gilt insbesondere bei Gesamtrevisionen oder umfassenden 
Teilrevisionen der Nutzungsplanung. 

Zur Hitzeminderung sind verschiedene qualitative Vorschriften enthalten, die einen Beitrag leisten 
können, beispielsweise § 54 BNO (Abs. 5 Versickerung von Regenwasser, Abs. 6 Flächensicherung 
für ökologischen Ausgleich) sowie § 55 BNO zur Begrünung der Strassenräume.   

3.3.6 Abstimmung von Siedlung und Verkehr 

Vor der Überarbeitung der Nutzungsplanung wurde ein Kommunaler Gesamtplan Verkehr (KGV) er-
arbeitet. Die Massnahmen wurden soweit möglich und sinnvoll in der BNO verankert.   

Die Gemeinde gliedert sich in zwei Bereiche: Einerseits zählt das östliche Gemeindegebiet in der 
Wiggerebene zum Agglomerationsraum und ist daher einem entsprechend höheren Siedlungsdruck 
unterworfen. Das westliche Gemeindegebiet andererseits gilt als ländlicher Raum, der eine landwirt-
schaftlich geprägte Besiedlungsstruktur aufweist.   

Im Planungsbericht werden die verkehrlichen Grundlagen erläutert (Abbildung National- und Kan-
tonsstrassennetz). In der BNO werden verschiedene Veränderungen vorgenommen, die der Abstim-
mung von Siedlung und Verkehr dienen. Dazu zählen beispielsweise Bestimmungen in Sondernut-
zungsplanpflichtgebieten (§ 5 BNO), den Wohn- und Arbeitszonen (§ 10 Abs. 3 BNO), zur Parkie-
rung (§ 44 ff. BNO) sowie zu Mobilitätskonzepten (§ 47 BNO). Dies ist sachgerecht.   

3.3.7 Erschliessung 

Gebiete mit Erschliessungsplanpflicht 

Gemäss § 16 Abs. 3 BauG kann die Gemeinde in der Nutzungsplanung für noch nicht oder ungenü-
gend erschlossene Gebiete eine Erschliessungsplanungspflicht einführen. Dies hat abgestimmt auf 
das Erschliessungsprogramm zu erfolgen. Die Festlegungen sind sachgerecht.  

3.4 Nutzungsplanung Kulturland 

3.4.1 Landwirtschaftszone und Fruchtfolgeflächen (FFF) 

Die Gesamtbilanz aller räumlichen Veränderungen der FFF beträgt -0,52 ha (vgl. Ziffer 3.3.4). Die 
FFF gelten damit im Sinne des Richtplans als fortgeschrieben.  

3.4.2 Naturschutzzonen und -objekte im Kulturland 

Die Vorlage erfüllt die Anforderungen zum Schutz der Umwelt, der Natur und der Landschaft. 

Die Nutzungsplanung tangiert Landschaften, Naturdenkmäler, Biotope oder Moorlandschaften von 
nationaler Bedeutung Die Abteilung Raumentwicklung hat dem Bundesamt für Umwelt (BAFU) nach 
erfolgter Genehmigung eine Mitteilung zu machen. 

Pufferzonen und Umgebungszonen Amphibienlaichgebiete  

Die Bestimmungen zu den Naturschutzzonen im Kulturland (§ 19 BNO) und Naturobjekten 
(§ 28 BNO), zum Wildtierkorridor (§ 27 BNO) sowie zur Nährstoffpufferzone und zur Umgebungs-
zone Amphibienlaichgebiete (§ 21 BNO) sind korrekt umgesetzt. 

Die Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeutung (NkB) "Scharletenmoos" und das Amphibienlaich-
gebiet von nationaler Bedeutung (IANB) "Haldengutweiher" sowie deren Nährstoffpufferzone und 
Umgebungszone Amphibienlaichgebiete werden sachgerecht im Kulturlandplan geschützt und dar-
gestellt.  
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Von der vorliegenden Revision ist ein Biotop von nationaler Bedeutung betroffen. Es handelt sich um 
das IANB-Objekt "Haldenweiher" (IANB-Nr. AG139). Die Rückmeldungen des BAFU (Schreiben vom 
23.08.2024) wurden im Rahmen der Anhörungspflicht nach Art. 17 Abs. 1 Verordnung über den Na-
tur- und Heimatschutz (NHV) vollständig und sachgerecht berücksichtigt. 

Die Gemeinden stellen gestützt auf Art. 14 Abs. 2 NHV sowie § 9 Abs. 1 Naturschutzverordnung 
(NSV) die grundeigentümerverbindliche Umsetzung ökologisch ausreichender Pufferzonen sicher. 
Für Biotope von nationaler und kantonaler Bedeutung definiert der Kanton die ökologisch ausrei-
chenden Pufferbreiten und stellt diese den Gemeinden zur Verfügung. Dies ist korrekt erfolgt. 

Bei Naturschutzzonen von lokaler Bedeutung obliegt die Bemessung der Pufferzonen den Gemein-
den.  

3.4.3 Weitere Zonen ausserhalb Siedlungsgebiet 

Weiler 

"Grood" und "Mättenwil" sind Weiler gemäss Art. 33 RPV. Weiler dienen der Erhaltung historisch ge-
wachsener, ländlicher Kleinsiedlungen, wobei in besonderem Masse das äussere, landschaftsprä-
gende Weilerbild bewahrt werden soll. Weiler nach Art. 33 RPV sind keine Bauzonen, sondern be-
sondere Erhaltungszonen ausserhalb der Bauzonen (Nichtbauzonen). Dies schliesst eine bauliche 
Entwicklung – sowohl von Wohn- als auch von Gewerbebauten – im Grundsatz aus. Die Rechtspre-
chung des Bundesgerichts entwickelt sich laufend weiter. Der Grundsatz der Trennung von Bauge-
biet und Nichtbaugebiet wird darin jedoch regelmässig bestätigt.  

Im Rahmen dieses fundamentalen Grundsatzes sollen mit geeigneten planerischen Mitteln die Um-
nutzung von ehemals landwirtschaftlich genutzten Gebäuden in den Weilern ermöglicht werden. Die 
Errichtung von Ersatzbauten muss sorgfältig und einzelfallweise hinterfragt werden. Solche stehen 
mit dem Oberziel der Erhaltung des historisch gewachsenen Weilerbilds nicht selten im Wider-
spruch. 

Auf die Revision der Weilerzonen wird vorerst verzichtet. Sie sollen in einer späteren Teiländerung 
thematisiert werden. Bei einer späteren Revision sind die im Richtplankapitel S 1.6 beschriebenen 
Planungsgrundsätze und Planungsanweisungen zu beachten. (Wichtiger Hinweis) 

Bis zur Revision sind die Bestimmungen gemäss § 29 der rechtskräftigen BNO daher weiterhin gül-
tig. Sie sind, wie die dazugehörigen Planausschnitte, im Anhang der BNO als "§ 29 aBNO Weiler-
zone" aufgeführt. § 29 Abs. 6 der rechtskräftigen BNO muss jedoch aufgehoben werden, da mittels 
Gestaltungsplänen keine Neubauten zugelassen werden können. Ein solcher Gestaltungsplan 
könnte nicht genehmigt werden. Dies ist sachgerecht umgesetzt.  

3.4.4 Überlagerte Zonen im Kulturland 

Landschaftsschutzzone 

Die Landschaften von kantonaler Bedeutung (LkB) sind vollständig mit der Landschaftsschutzzone 
überlagert und die L-Standorte sachgerecht umgesetzt. Die Bestimmungen zu den Landschafts-
schutzzonen sind in § 20 BNO korrekt umgesetzt. 

3.5 Weitere materielle Hinweise 

3.5.1 Gewässerschutz 

Öffentliche Gewässer 

Die Gewässer, sowohl offen fliessend als auch eingedolt, sind im Bauzonen- sowie im Kulturlandplan 
im Orientierungsinhalt dargestellt.  
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Dem Planungsbericht ist zu entnehmen, dass die genaue Lage der eingedolten Abschnitte der Ge-
wässer "Kuhraingraben" (2.16.179), das "Schürbergbächli" (2.16.200), "Mathisgraben" (2.16.212), 
"Hohlgass 1" (2.16.222), "Höönete" (2.16.218), "Brunngraben" (2.17.211) und "Bösenwilerbach 2" 
(2.17.200) nicht bekannt sind und im Rahmen des "Generellen Entwässerungsplans (GEP) 2. Gene-
ration" bis Ende 2025 ermittelt werden soll.  

Eine schematische Darstellung wie vorgesehen kann zwischenzeitlich in Betracht gezogen werden, 
wenn der Aufwand zur Ermittlung von Lage und Kaliber der Bachleitung nachweislich unverhältnis-
mässig ist. Die Ermittlung des tatsächlichen Verlaufs für die vorgängig genannten Bäche steht kurz 
bevor, sodass die Ergebnisse zum nächstmöglichen Zeitpunkt in die Nutzungsplanung integriert und 
die Gewässerräume flächenhaft umgesetzt werden können. Sollte eine Integration der Ergebnisse in 
die vorliegende Gesamtrevision der Nutzungsplanung nicht mehr möglich sein, bleibt die Umsetzung 
der Gewässerräume für die betroffenen Gewässerabschnitte als Pendenz bestehen. Der schemati-
schen Darstellung der Gewässerräume kann für die lageunbestimmten Abschnitte der vorgängig auf-
geführten Gewässer zugestimmt werden. 

Raumbedarf der Fliessgewässer 

Die Kantone sind gemäss Art. 36a Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (GSchG) verpflich-
tet, den Raumbedarf der Gewässer festzulegen. Dieser Gewässerraum muss bei der Richt- und Nut-
zungsplanung berücksichtigt sowie extensiv gestaltet und bewirtschaftet werden. Seit 1. Juni 2011 ist 
die revidierte Gewässerschutzverordnung (GSchV) in Kraft, worin in Art. 41a GSchV die Bemessung 
der Gewässerräume festgelegt ist. Der Kanton hat eine Fachkarte "Gewässerraum" ausgearbeitet 
und legt die Bundesvorgaben für einzelne Gewässerklassen im BauG fest. Die Gemeinden setzen 
sämtliche Gewässerräume für die Bäche mit einer Breite ≥ 2 m gemäss Art. 41a GSchV und für die 
Bäche < 2 m Breite sowie die eingedolten Bäche gemäss § 127 BauG in der kommunalen Nutzungs-
planung sachgerecht grundeigentümerverbindlich um. 

3.5.2 Hochwassergefahren 

Bauzonenplan, Vorschriftenmodell 

Die Gemeinde Brittnau setzt die Gefahrenkarte Hochwasser im Bauzonenplan mit dem Vorschriften-
modell um. Dies ist sachgerecht. Im Bauzonenplan werden die Hochwassergefahrenzonen 1 und 2 
(HWZ 1-2) korrekterweise im Genehmigungsinhalt aufgeführt. Die Bestimmungen in § 33 BNO zur 
Hochwassergefahrenzone sind sachgerecht.  

Kulturlandplan, Freihaltegebiet Hochwasser 

Mit dem Richtplan 2011 wurde das Freihaltegebiet Hochwasser festgesetzt (Richtplankapitel L 1.2, 
Beschluss 3). Es umfasst alle Gebiete ausserhalb der Bauzone, die laut Gefahrenkarte Hochwasser 
oder Gefahrenhinweiskarte Hochwasser von Überschwemmungen betroffen sein können oder deren 
Überschwemmung dazu dient, Hochwasserschäden zu mindern. 

Die Flächen der Freihaltezone Hochwasser werden sachgerecht im Kulturlandplan aufgeführt.   

Die Bestimmungen in § 26 BNO Freihaltezone Hochwasser sind sachgerecht.   

Im Planungsbericht (Seite 110) ist jeweils "Freihaltebereich" in "Freihaltezone" umzubenennen. (Hin-
weis) 

3.5.3 Wald 

Waldareal 

Für das gesamte Waldareal des Kantons Aargau liegen rechtskräftige statische Waldgrenzen vor. 
Diese sind gemäss § 6 Waldgesetz des Kantons Aargau (AWaG) durch die Einwohnergemeinden als 
Orientierungsinhalt in den Nutzungsplänen als rechtskräftig festgelegtes Waldareal zu übernehmen. 
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Die rechtskräftigen Waldgrenzen wurden korrekt als Orientierungsinhalt in den Bauzonen- und den 
Kulturlandplan übernommen. 

Naturschutzzonen im Wald 

Im Gemeindegebiet gibt es gemäss Richtplan mehrere Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeu-
tung im Wald (NkBW). Diese werden im vorliegenden Kulturlandplan korrekt dargestellt. 

Weiter kommen auf dem Gemeindegebiet drei Altholzinseln vor. Die Altholzinseln werden im Kultur-
landplan ausgewiesen, in § 24 BNO werden die Schutzziele, Pflegemassnahmen und Nutzungsein-
schränkungen für die Altholzinseln geregelt. Diese entsprechen sinngemäss der Muster-BNO.  

In der Gemeinde Brittnau gibt es mehrere Weiher, deren Unterhalt über laufende Pflegeverträge si-
chergestellt wird. Im Verzeichnis der Naturobjekte gemäss § 28 BNO werden die Weiher mit Pflege-
verträgen aufgelistet.  

Wertvolle Waldränder 

In der Gemeinde Brittnau wurden mehrere Waldränder im Rahmen des kantonalen Naturschutzpro-
gramms Wald ökologisch aufgewertet. Im Kulturlandplan wurden diese als "Strukturierte Waldränder" 
eingetragen und in § 24 BNO Naturobjekte entsprechende Schutzziele und Massnahmen festgelegt. 
Diese Planeinträge werden begrüsst.  

Es wird darauf hingewiesen, dass mit dem Eintragen von geschützten Waldrändern im Kulturland-
plan kein Anspruch auf kantonale Beiträge aus dem Naturschutzprogramm Wald entsteht. Konkrete 
Aufwertungsprojekte sind im Einzelfall mit dem zuständigen Kreisforstamt zu besprechen. 

3.5.4 Umweltschutz 

Lärm 

Es werden verschiedene Massnahmen ergriffen, die im Zusammenhang mit dem Lärm stehen und 
im Grundsatz zweckmässig sind. Bezüglich der Lärmthematik im Zusammenhang mit dem Gebiet 
„Strengelbacherstrasse“ siehe Ziffer 3.3.4. 

3.6 Bau- und Nutzungsordnung (BNO) 

Der Grosse Rat hat am 15. September 2009 den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung über die 
Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) beschlossen und mit der BauV vom 25. Mai 2011 umgesetzt.  

Die vorliegende BNO richtet sich nach diesen neuen Bestimmungen. Für die BNO gelten daher neu 
auch die Bestimmungen des 3. Titels der kantonalen BauV vom 25. Mai 2011. 

3.7 Verschiedenes und Formelles 

Planungsbericht 

Der Planungsbericht wurde mehreren Überarbeitungsrunden unterzogen, was im Dokument ablesbar 
ist. Da die Unterlagen der interessierten Bevölkerung als Informationsinstrument dienen, haben sie 
korrekt, eindeutig und nachvollziehbar zu sein. Dieses gilt auch für die noch ausstehende Abstim-
mung des Planungsberichts an die nachgereichten Änderungen. Es erscheint ratsam, die Unterlagen 
einer sorgfältigen Prüfung zu unterziehen. Beispielhaft sei die Aussage auf Seite 50 des Planungsbe-
richts genannt, wonach bei einer Wohnnutzung keinerlei Fenster auf der Fassade möglich wären, die 
der Autobahn zugewandt ist.  

Die abschliessende Vorprüfung ist als Bestandteil des Planungsdossiers in die öffentliche Auflage zu 
geben. Bei dem in Kapitel 8.2 erwähnten Arbeitspapier handelt es sich hingegen um eine weitere Un-
terlage, die kein Bestandteil des Planungsdossiers ist und daher auch nicht geprüft wurde. Der erste 
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Satz auf Seite 131 legt den Schluss nahe, dass es sich um ein gemeinsames, konsolidiertes Papier 
handeln würde, was nicht der Fall ist. Die Aussagen sind zu korrigieren. (Wichtiger Hinweis) 

Bauzonenplan (Entwurf vom 31. März 2026) 

Zonengrenzen 

Um einen sachgerechten Vollzug zu ermöglichen, sind Zonengrenzen, die nicht mit Parzellengren-
zen oder sonstigen Angaben der amtlichen Vermessung zusammenfallen, eindeutig zu vermassen 
oder zu georeferenzieren. Die Bemassungen sind auf ihre Korrektheit und Eindeutigkeit hin zu über-
prüfen. Dieses gilt zum Beispiel bei den Parzellen 777 und 1697. Bauzonengrenzen, die im Bezug zu 
Fassaden von bestehenden Gebäuden stehen, sind ungeeignet, da der Weiterbestand dieser Ge-
bäude nicht garantiert ist. (Wichtiger Hinweis) 

Kulturlandplan (Entwurf vom 13. Mai 2026) 

Da die Bauzonengrenzen im Kulturlandplan lediglich informativen Charakter haben wird empfohlen, 
auf die Bemassungen der nicht im Kulturlandplan zu genehmigenden Zonen zu verzichten. Dieses 
gilt beispielsweise für die Parzelle 2699 und trifft hauptsächlich auf den nachgereichten Plan zu. 
(Wichtiger Hinweis) 

Im Kulturlandplan ist in der Legende "Freihaltebereich Hochwasser" in "Freihaltezone Hochwasser" 
umzubenennen. (Vorbehalt) 

4. Weiteres Vorgehen 

Die Abteilung Raumentwicklung hat die Vorlage vorgeprüft. Sie erfüllt die Genehmigungsanforderun-
gen an Nutzungspläne mit Ausnahme des im Vorprüfungsbericht enthaltenen Vorbehalts.  

Ein vorbehaltloser Genehmigungsantrag bedingt, dass die Vorlage entsprechend angepasst wird.  

Die bereinigte Vorlage kann öffentlich aufgelegt werden.  

Die Genehmigungs- und die Beschwerdebehörde sind nicht an die Beurteilung der Verwaltung ge-
bunden.  

 

Thomas Frei 
Sektionsleiter 

Nicole Kestering 
Kreisplanerin 
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